
In der Senatssitzung am 12. März 2024 beschlossene Fassung 

 

Senatskanzlei 

Der Bevollmächtigte beim Bund und für Europa 

1. März 2024 
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Vorlage für die Sitzung des Senats am 12. März 2024 

„Bundesratsvorsitz 2025/2026“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 
 

A. Problem 
Die Fraktion der CDU stellt die nachfolgenden Fragen für die Fragestunde zur Bundesratsprä-
sidentschaft 2025/2026 für die Sitzung der Bremischen Bürgerschaft:  
 
Wir fragen den Senat: 
 
Welche inhaltlichen Schwerpunkte plant der Bürgermeister im Zuge seiner Bundesratspräsi-
dentschaft 2025/2026? 
 
Die Zusammenarbeit mit welchen Staaten steht im Fokus der Bundesratspräsidentschaft? 
 
Welches Motto wird der Bürgermeister für seine Amtszeit wählen? 
 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden gemeinsam beantwortet. 
 
Zur Vorbereitung der bremischen Bundesratspräsidentschaft von November 2025 bis Novem-
ber 2026 fanden in der Senatskanzlei erste Arbeitstreffen statt. Im Weiteren wird eine Arbeits-
struktur aufgesetzt, die Vorschläge für die Ausgestaltung der Bundesratspräsidentschaft erar-
beiten soll und dem Bürgermeister zur Entscheidung vorlegen wird. Dabei ist auch ein enger 
Austausch mit der Verwaltung des Bundesrats ebenso wie mit dem vorhergehenden und nach-
folgenden die Präsidentschaft innehabenden Landes vorgesehen. 
Insofern ist es aktuell zu früh um entsprechende Festlegungen zu treffen, auch um auf aktuelle 
Entwicklungen reagieren zu können. 
 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen oder personellen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser Anfrage.  
Soweit geschlechtsspezifische Sachverhalte berührt sind, wurden diese bei der Beantwortung 
berücksichtigt. 
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E. Beteiligung / Abstimmung 
./. 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts entge-
gen. 
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage des Bevollmächtigten beim Bund und für Europa 
vom 1. März 2024 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der CDU in der Fra-
gestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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